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M r  das Nachschlagewerk!
Nicht für die amtliche Sammlung!

Gesetz; ZPO § 519
Rechtssatzs Eine Berufungsbegründung, die darin besteht, dass auf das Armenrechtsgesuch eines bei dem 

Berufungsgericht nicht zugelassenen Rechtsan­
walts Bezug genommen und weiter ausgeführt wird, 
das erstinstanzliche Urteil werde nur in recht­
licher Hinsicht angefochten, entspricht nicht 
den gesetzlichen Anforderungen* Das gilt auch, 
wenn die Entscheidung des Rechtsstreites letzt­
hin von der Beurteilung einer einzigen Rechts­
frage abhängt.

Aktenzeichen; IV ZR 139/54
Urteil des BGH vom 13«Dezember 1954 OLG Nürnberg



IT ZR 139/54
yerkundet
&m 13.Dezember 1954Schorm, Justizangest. 
<}ls Urkunde beamter 
der Geschäftsstelle.

Ira N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

in Nides Kraftfahrers Andreas W

Klägers, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers 
- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Dr.|~

g e g e n
, gesetzlich vertre-den minderjährigen Gerhard G

ten durch das Kreis Jugendamt ,
Beklagten? Berufungskläger und Revisionsbeklagten, 

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt I)r.|

hat der IV.Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die ■ 
mündliche Verhandlung vom 13.Dezember 1954 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter 
Raske, Dr .v ..Werner, Scheffler und Wüstenberg

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
2,Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Nürnberg 
vom 22.April 1954 aufgehoben.
Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil der 
5.Zivilkammer des Landgerichts in Nürnberg-Fürth 
vom 7.Oktober 1953 wird als unzulässig verworfen.
Der Beklagte hat auch die Kosten der Berufung und 
der Revision zu tragen.
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Von Rechts wegen



T a t b e s t a n d :

Der Kläger erhob bei dem Landgericht in Nürnberg- 
Fürth Klage mit dem Antrag, festzusteilen, dass er 
nicht der uneheliche Vater des Beklagten sei. Durch 
Urteil vom 7.Oktober 1953 erkannte das Landgericht, 
nachdem es durch Einholung eines Blutgruppengutachtens 
Beweis erhoben hatte, nach dem Klagantrag. Das Urteil 
wurde nicht von Amts wegen zugestellt.

Am 17.November 1953 beantragte der Beklagte durch 
einen Rechtsanwalt, der mit seinem erstinstanzlichen 
Pfozeßbevollmächtigten eine Anwaltsgemeinschaft unter­
hielt und bei dem Oberlandesgcricht in Nürnberg nicht 
zugelassen war, ihm für den zweiten Rechtszug das Armen- 
recht zu bewilligen und einen bei dem Oberlandesgericht 
zugelassenen Rechtsanwalt als Pflichtanwalt beizuord­
nen. In dem Armenrechtsgesuch wurde ausgeführt und 
näher begründet, dass das erste Urteil nur in rechtlicher 
Hinsicht angefochten werden solle. Durch Beschluss vom 
26.November 1953 bewilligte das Oberlandesgericht in 
Nürnberg dem Beklagten das Armenrecht. Darauf legte der 
ihm beigeordnete, am Oberlandesgericht zugelassene Anwalt 
am 19.Dezember 1953 Berufung ein mit dem Antrag, das 
Urteil des Landgerichts aufzuheben und die Klage abzuwei- 
sen. Gleichzeitig begründete er-die Berufung wie folgt:

"Wie sich aus dem Armenrechtsgesuch der Rechtsan­
wälte Dr.MfHPBI & Y ^ m ( B l . 35 d.A.) ergibt, 
wird das Urteil nur in rechtlicher Hinsicht ange­
fochten und zur Begründung auf die dortigen Aus­
führungen Bezug genommen."

Im übrigen enthielt der Berufungsschriftsatz Ausfüh­
rungen über die Zustellung des Urteils des Landgerichts 
und einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist. Dieser 
Antrag wurde später zurückgenommen.

Der Kläger beantragte, die Berufung, die nicht ord­
nungsgemäss begründet worden sei, als unzulässig zu
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verwerfen, hilfsweise, sie als unbegründet zurückzu­
weisen ,

Das Oberlandesgericht hob durch Urteil vom 22,April 
1954 die Entscheidung des Landgerichts auf und wies die 
Klage als unzulässig ab, ohne gegen sein Erkenntnis die 
Revision zuzulassen.

Der Kläger hat gleichwohl Revision eingelegt. Er will 
erreichen, dass das Urteil des Berufungsgerichts aufge­
hoben und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil 
des Landgerichts als unzulässig verworfen wird.

Der Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe;

I. Die Revision ist zulässig. Mit ihr kann jedoch - da 
die Zulässigkeit des Rechtsweges nicht in Zweifel zu 
ziehen ist - nur gerügt werden, dass die Berufung unzu­
lässig sei (§ 547 Abs.l Nr.2 ZPO), Sie muss in dieser 
Hinsicht Erfolg haben„

II. 1) Zutreffend geht das Berufungsgericht davon aus, 
dass die Klage auf Feststellung der blutmässigen Abstam­
mung eine Statusklage im Sinne des § 640 ZPO ist und 
deshalb das Urteil des ersten Eechtszuges nach § 640 
Abs.l in Verbindung mit § 625 ZPO von Amts wegen zuzu­
stellen war. Die Berufung wurde eingelegt, bevor das mit 
ihr angefochtene Urteil von Amts wegen zugestellt war 
und bevor 6 Monate seit der Verkündung vergangen waren. 
Sie ist mithin rechtzeitig (§ 516 ZPO).

2) Die Berufung ist jedoch nicht in der durch § 519 ZPO 
gebotenen Weise begründet worden. Hach dem Eingang der 
Berufungsschrift kam innerhalb der Frist zur Begründung 
der Berufung kein weiterer Schriftsatz des zweitinstanz­
lichen Prozeßbevollmächtigten des Beklagten bei dem 
Gericht in Einlauf. Die Berufungsschrift enthielt zwar



die Berufungsanträge in einwandfreier Form, die wei­
teren in ihr enthaltenen Ausführungen stellen jedoch 
keine ordnungsmässige Begründung des Rechtsmittels dar»

Das Berufungsgericht- ist anderer Auffassung. Es 
heisst in dem angefochtenen Urteils Der Berufungsführer 
habe in der Begründungsschrift nicht selbst die Gründe 
der Anfechtung dargelegt, sondern lediglich erklärt, 
dass das Urteil nur in rechtlicher Hinsicht angefochten 
werde» und zur Begründung auf die Ausführungen des 
erstinstanzlichen Prozeßbevollmächtigten im Armenrechts­
gesuch und im angefochtenen orteil Bezug genommen. Dass 
auch der Inhalt- des angefochtenen Urteils mit in Bezug 
genommen werden sollte, habe der Berufungsführer in 
der mündlichen. Verhandlung vor dem Berufungsgericht be­
stätigt. Unter den besonderen hier gegebenen Umständen 
sei die Bezugnahme auf die Ausführungen des angefochte­
nen Urteils ausreichend. Der Bfrufungsführer greife allein 
die rechtliche Würdigung des Urteils an, und zwar nur 
in einem einzigen Punkt, nämlich, soweit das Landgericht
ein Rechtsschutzinteresse des Klägers für die Feststel- 
lungsklage angenommen habe. Da er keine weiteren Rechts­
fragen aufgeworfen habe und seine Rechtsmeinung zu dem 
in Rede stehenden Punkt in dem Tatbestand des Urteils 
des Landgerichts vollständig wiedergegeben sei, so sei 
kein Irrtum darüber möglich und es auch für das Berufungs­
gericht völlig klar, dass das Urteil nur in dieser Be­
ziehung von ihm angefochten werde.

Mit Recht weist demgegenüber die Revision darauf hin, 
dass die in der Berufungsschrift enthaltenen Gründe für 
die Berufung nicht auf das Urteil des Landgerichts ver­
weisen, Bei der Ermittlung des Sinnes dieser Ausführungen 
können nicht erläuternde Erklärungen herangezogen werden, 
die der Prozeßbevollmächtigte des Berufungsführers nach 
dem Ablauf der Berufungsfrist in einer mündlichen Ver­
handlung abgegeben hat; vielmehr sind die Berufungsgründe 
aus sich selbst heraus auszulegen. Im übrigen führte der



Prozeßbevollmächtigte des Beklagten selbst noch in 
einem zweiten, nach Ablauf der Begründungsfrist einge­
gangenen Schriftsatz aus, dass er auf das Armenrechts­
gesuch Bezug genommen habe, ohne von einer Bezugnahme 
auf das Urteil zu sprechen,, Bei unbefangenem Lesen des 
einen Satzes, der als Begründung des Rechtsmittels in 
Betracht kommen könnte, lässt sich auch dem ganzen 
Zusammenhang nach die Bezugnahme auf'die dortigen Aus­
führungen" allein dahin verstehen, dass dem Armenrechts­
gesuch die Gründe für die Anfechtung des Urteils zu 
entnehmen seien. Die Auffassung, dass die Bezugnahme 
auf ein Armenrechtsgesuch eines bei dem Berufungsge­
richt nicht zugelassenen Rechtsanwalts die an die 
Berufungsbegründung zu stellenden Anforderungen nicht 
erfüllt, entspricht der ständigen Rechtsprechung des 
Reichsgerichts und des Bundesgerichtshofes (RGZ 145,
269 /2 70/2717; BGHZ 7, 170 /T737)• Daran ist festzu­
halten.

Der V.Zivilsenat des Reichsgerichts hat, worauf die Revij 
Sionsbeklagte.. hinweist, in einigen Entscheidungen an 
die Berufungsbegründung in besonders gelagerten Fällen 
verhältnismässig geringe Anforderungen gestellt. Er 
hat es als ausreichend angesehen, dass der Berufungs­
führer bei geklärter Sachlage und nur rechtlich zweifel­
hafter Beurteilung in der Begründung seines Rechtsmit­
tels auf seinen früheren, aus der angefochtenen Ent­
scheidung selbst ersichtlichen Standpunkt hinweise; denn 
hier gebe die Begründung zu erkennen, welche bestimmte 
Rechtsansicht des angegriffenen Urteils bekämpft werde 
und was ihr entgegengesetzt werde (RG JW 1936, 2654; 1938, 
966)0 Diese Entscheidungen sind jedoch vereinzelt ge­
blieben. Der VII.Zivilsenat des Reichsgerichts ist aus­
drücklich von ihnen abgerückt (RGZ 164, 390 /392, 3937)» 
und auch der erkennende Senat hat Bedenken gegen sie 
erhoben (BGHZ 7, 170 /172/). Es ist hier auf die in 
dieser Entscheidung enthaltenen Ausführungen hinzuweisen, 
dass § 519 ZPO in der Fassung, die er durch das Gesetz



vom 27-Oktober 1933 erhalten hat, für die BerufungsBe­
gründung gewisse Erfordernisse aufstellt. die es trotz 
ihres notwendig im wesentlichen formalen Charakters 
gewährleisten sollen, dass der Rechtsstreit ausrei­
chend vorbereitet wird und das Gericht und der Gegner 
klar darauf hingewiesen werden, in welchen Punkten 
und mit welchen Gründen das Urteil angegriffen wird; 
an diese Voraussetzungen müssen strengere Anforderungen 
gestellt werden, als es sonst bei Schriftsätzen der 
Pall ist, da nur dann die vom Gesetzgeber verfolgten 
Zwecke erreicht werden können (aaO 173, 174). Mit gutem 
Grund verlangt das Gesetz, dass ein bei dem Berufungs­
gericht zugelassener und deshalb im allgemeinen mit 
Berufungsverfahren vertrauter Rechtsanwalt dem Gericht 
und dem Gegner zu Beginn des Verfahrens des zweiten 
Rechtszuges den Sachverhalt unter bestimmter Bezeichnung 
■der im einzelnen anzuführenden Anfechtungsgründe nach 
grundsätzlich persönlicher Durcharbeitung des Prozeß­
stoffes vorträgt. Wiederholt hat das Reichsgericht da­
rauf hingewiesen, dass die Berufungsbegründung das 
Ergebnis der geistigen Arbeit des Berufungsanwalts sein 
soll (RGZ 164, 390 73937? HO JW 1933, 1024 /I025.7; 1936, 
1292 7129,37)- Auch in einfachen Sachen oder dann, wenn 
nur eine einzige Rechtsfrage zu entscheiden ist, kann 
nach der wiederholt geäusserten Auffassung des Reichs­
gerichts und des Reichsarbeitsgerichts davon nicht abge­
gangen werden (RGZ 145, 131 /T337> RG JW 1935, 778; 
RArbG.14,50 16, 259 /26]J).

Wenn der erkennende Senat eine stillschweigende Be­
zugnahme auf ein Armenrechtsgesuch zugelassen hat, das 
von einem bei dem Berufungsgericht zugelassenen Anwalt 
unterzeichnet war (IM § 48 Abs,2 EheG Nr,14), so war 
dort gewährleistet, dass der Prozeßstoff durch einen 
am Berufungsgericht zugelassenen Rechtsanwalt überprüft 
war. Das ist bei einer Berufungsbegründung, wie sie 
hier vorliegt, nicht der Pall. Wenn auch die Annahme 
nahelag, dass der Berufungsführer den Standpunkt ver­
treten wollte, das von dem Landgericht bejahte recht-
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liehe Interesse des Klägers» welches das Gericht auf 
Grund verschiedener Umstände als gegeben ansah, liege 
in Wirklichkeit nicht vor« so gaben die in der 
Berufungsschrift enthaltenen Ausführungen doch auch 
nicht einmal andeutungsweise Aufschluss darüber, 
in welcher Weise die Rechtsansicht des Landgerichts 
Dekämpft werden sollte.

Abschliessend braucht hier jedoch zu den erwähnten 
Entscheidungen des V.Zivilsenats des Reichsgerichts 
nicht Stellung genommen zu werden, da, wenn man ihre 
Grundsätze anwenden wollte, mindestens vorausgesetzt 
werden müßte, dass die Berufungsbegründung eine ein­
deutige Bezugnahme auf den in dem angefochtenen Urteil 
wiedergegebenen Rechtsstandpunkt der Partei enthält. 
Diese Bezugnahme liegt hier, wie erwähnt, nicht vor.

Ein weiterer Schriftsatz des zweitinstanzlichen 
Prozeßbevollmächtigten des Beklagten ging erst nach 
dem Ablauf der Prist zur Begründung der Berufung bei 
dem Oberlandesgericht ein. Darauf, ob er inhaltlich 
als Berufungsbegründung angesehen werden könnte, kommt 
es mithin nicht an. Er stellt auch seinem Inhalt nach 
keine neue selbständige Berufung dar, so dass die Präge, 
ob ein bereits eingelegtes Rechtsmittel innerhalb der 
Rechtsmittelfrist wiederholt werden kann, bevor über 
das zunächst eingelegte Rechtsmittel entschieden ist, 
nicht erörtert zu werden braucht.

III. Nach alledem musste das angefochtene Urteil auf­
gehoben und die Berufung des Beklagten gegen das Urteil 
des Landgerichts als unzulässig verworfen werden.
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Der Beklagte hat nach § 97 Abs«! ZPO 
auch die Kosten der Berufung sowie diejenigen 
der Revision, die hier zu den Kosten seiner 
erfolglosen Berufung gehören, zu tragen.

Schmidt Raske ,v.Werner Scheffler
Wüstenberg
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